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Amts » Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 37. Marienwerder, den 9. September 1896. 1896. 


Die Nummer 30 des Reichs⸗Geſetzblatts enthäll[ Beginn des Umwandlungsgeſchäfts an für die Anſprüche 
unter aus den einzuziehenden 3½ prozentigen Pfandbriefen 
Nr. 2336 eine Bekanntmachung, betreffend die den Inhabern mit ihren ſämmtlichen eigenthümlichen 
Anzeigepflicht für die Schweineſeuche, die Schweinepeſt Fonds. 
und den Rothlauf der Schweine, vom 26. Auguſt 1896. § 2. Steht der Kurs der 3 prozentigen Neuen 
— — ——ů eſtpreußiſchen Pfandbriefe II. Serie unter dem Nenn: 
Verordnungen und Bekanntmachungen werth, jo kann bei deren Aufnahme zur völligen oder 
der Central⸗Behörden. theilweiſen Ausgleichung der Differenz zwiſchen dem 
1) Auf Ihren Bericht vom 16. Juli d. J. will Ich Kurs⸗ und Nennwerth ein mit 4 Prozent jährlich zu 
die wieder beifolgenden Beſchlüſſe des am 30. und verzinſender Zuſchuß aus dem Betriebsfonds nach dem 
31. Januar 1896 verſammelt geweſenen General⸗Land⸗Ermeſſen der Direktion gewährt werden. 
tags der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft mit dem In dieſem Falle wird der neben den Zinſen für 
Bemerken landesherrlich genehmigen, daß die auszu- das Pfandbriefdarlehn alljährlich zu entrichtende Beitrag 
gebenden dreiprozentigen Pfandbriefe ſammt Kuponsſvon ½ Prozent zunächſt zu einem beſonderen Kurs: 
und Talons nach den den Beſchlüſſen beigefügten Muſternausgleichungs-Konto vereinnahmt, außerdem zu dem⸗ 


auszufertigen ſind. ſelben Konto von dem Schuldner noch ein Zuſchlag von 
Wilhelmshöhe, den 4. Auguſt 1896. mindeſtens ½ Prozent der Pfandbriefsſchuld jährlich 
gez. Wilhelm R. in halbjährlichen Raten entrichtet, ſo lange, bis aus 
Zugleich für den Juſtiz⸗Miniſter. dieſen geſammten Beiträgen und deren zinsbaren Be— 
Freiherr von Hammerſtein. legung die volle Tilgung des Kursdifferenzzuſchuſſes 

An den Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen nebſt Zinſen erfolgt. 
und Forſten und den Juſtiz-Miniſter. Wird die Pfandbriefsſchuld früher abgelöſt, dann 
— — iſt der noch nicht getilgte Theil des Zuſchuſſes beſonders 


Beſchlüſſe zu erſtatten. 
des am 30. und 31. Jaunar 1896 verſammelt Für ſämmtliche vorſtehenden Verpflichtungen iſt 
geweſenen General⸗Laudtages der Neuen mit der zu bepfandbriefenden Beſitzung Hypothek zu 
Weſtpreußiſchen Landſchaft. beſtellen, und zwar für die höhere Jahresleiſtung mit 
— dem gleichen Vorrecht wie für die Pfandbriefsſchuld. 
A. Beſtimmungen, betreffend die Kündigung und § 3. Mit der Ausführung und Anordnung aller 


mwandlnug der Neuen Weſtpreußiſchen 3½ pro⸗ zu dem Umwandlungsgeſchäft erforderlichen Maßregeln 
zentigen Pfandbriefe II. Serie in Zprozeutige. wird die Direktion der Neuen Weſtpreußiſchen Yand- 
8 1. Die Neue Weſtpreußiſche Landſchaft ſtellt ſchaft beauftragt. 
die Ausgabe der in Gemäßheit der Regulative vom Dieſelbe beſtimmt, zu welcher Zeit und in welchen 
x März 1875 und 24. Mai 1886 emittirten Neuen Summen die Auslooſung und Kündigung der 3½ pro⸗ 
Weſtpreußiſchen 3½ prozentigen Pfandbriefe II. Serie zentigen Pfandbriefe, die Einstellung der Ausgabe dieſer 
in, wird die ausgegebenen zu Gunſten und für Rechnung. Pfandbriefe und demnächſt die Ausfertigung der 3 pro⸗ 
der betreffenden Schuldner auf vorgängige halbjährigeſzentigen Pfandbriefe erfolgen ſoll. 
wandigung gemäß § 40 Abſ. 1 des Statuts der Neuen § 4. Auch bleibt ihr überlaſſen, die 3½ pro⸗ 
Veſtpreußiſchen Landſchaft vom 3. Mai 1861 — Geſetz- zentigen Pfandbriefe durch Ankauf oder — ſoweit deren 
Fannnl. pro 1861 Seite 206 folg. — und § 125 Inhaber dazu bereit ſind — durch Austauſch gegen 
„beit I des revidirten Landſchafts⸗Reglements für die die entſprechenden 3 prozentigen Pfandbriefe II. Serie 
Weſtpreußiſche Landſchaſt vom 25. Juni 1851 — Geſetz⸗ und erforderlichen Falls durch Zuzahlung einer Prämie 
Samml. pro 1852 Seite 523 ff. — durch Zahlung zu beſchaffen. 
es Nennwerthes aus dem Verkehr ziehen und in drei— Zu dieſem Austauſch können auch die 3½ pro⸗ 
wedentige Neue Weſtpreußiſche Pfandbriefe II. Serie, zentigen Pfandbriefe mit folgendem darauf zu ſtempeln⸗ 
velche bereits eingeführt ſind, umſchreiben. den Vermerk: 
Die Neue Weſtpreußiſche Landſchaft haftet vom „Gilt für einen z prozentigen Neuen Weſt⸗ 
Ausgegeben in Marienwerder am 10. September 1896. 
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preußiſchen Pfandbrief II. Serie gleichen Be⸗ 
trages.“ 
bis zur Fertigſtellung der letzteren als Interimsſcheine 
verwandt werden. 

Die Höhe der Pramie iſt vorher nach Lage der 
Geldmarktverhältniſſe von der Direktion der Neuen 
Weſtpreußiſchen Landſchaft zu beſtimmen, welche allein 
und endgültig darüber zu entſcheiden hat. 

§ 5. Zur Durchführung des Umwandlungsgeſchäfts 
wird die Direktion der Neuen Weſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft ermächtigt: 

a. für diejenigen Grundſtücke, welche mehr als 
3 Prozent ihrer Schuld zum Sicherheitsfonds beigetragen 
haben (§§8 1 und 2 des Regulativs vom 6. März 
1875), die über 3 Prozent gezahlten Beiträge dieſes 
Fonds, 

b. die Guthaben der betheiligten Pfandbriefs⸗ 
ſchuldner am Tilgungsfonds — § 30 des Statuts der 
Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft und §88 1 und 3 des 
Regulativs vom 6. März 1875 — zu verwenden, 

c. Vorſchüſſe aus den Inſtitutsfonds zu entnehmen, 

d. die an Stelle der gekündigten, nicht umgewan⸗ 
delten und daher baar einzulöſenden 3 / prozentigen 
Pfandbriefe ausgefertigten 3 prozentigen Pfandbriefe zur 
Beſchaffung der Einlöſungsvaluta zu veräußern, 

6. endlich zur Ausführung des Umwandlungs⸗ 
geſchäfts geeignete Verträge jeder Art für die Land⸗ 
ſchaft abzuſchließen. 

§ 6. Sämmtliche durch das Umwandlungsgeſchäft 
entſtandenen Koſten bezw. die von der Direktion zur 
Deckung derſelben aus den landſchaftlichen Fonds ge⸗ 
leiſteten oder ſonſt beſchafften Vorſchüſſe ſind von den 


dabei betheiligten Beſitzern nebſt Zinſen zu erſtatten. 


Die Geſammtſumme derſelben wird nach Verhältniß 
der einzelnen umgewandelten bezw. umgeſchriebenen 
3½ prozentigen Pfandbriefsanleihen auf die betreffenden 
Grundſtücke vertheilt. 

§ 7. Zur Erſtattung der hiernach auf das ein: 
zelne Grundſtück treffenden Vorſchüſſe iſt von jedem der 
betheiligten Grundſtücke das durch die Umwandlung ge: 
wonnene , Prozent Zinſen von der ganzen Anleihe 
bis zur volftändigen Ausgleichung feines Kontos zu 
erheben, ſoweit ſein Guthaben am Tilgungsfonds und 
feine zum Sicherheilsfonds geleiſteten Beiträge, welche 
3 Prozent ſeiner Schuld überſteigen, nicht ausreichen. 

$ 8. Erſt nach Erſtattung der auf ſein Grundſtück 


vertheilten Vorſchüſſe nebſt Zinſen durch dieſe Beiträge 6 


(S 7) oder durch ihm jeder Zeit freiſtehende größere 
Abſchlagszahlungen iſt der einzelne Beſitzer berechtigt, 
Ermäßigung der Zinſen ſeiner Pfandbriefſchuld auf drei 
Prozent und die Einwilligung zur Löſchung des Mehr⸗ 
betrages im Grundbuche von der Landſchaft zu ver⸗ 
langen. 
§ 9. Die Direktion der Neuen Weſtpreußiſchen 
Landſchaft iſt berechtigt, nach Verhältniß der umzu⸗ 
wandelnden bezw. zu kündigenden Summe 3½ pro⸗ 
zentiger Pfandbriefe für die betheiligten Grundſtücke 
Z prozentige Pfandbriefe ausfertigen zu ſaſſen. 


Dieſelben ſind auf Vorlegung einer Beſcheinigung 
der Direktion: 
daß dieſe Pfandbriefe nur in Gemäßheit dieſer 
Beſtimmungen verwendet und daher nur zum 
Eintauſch oder zur Einlöſung der umzuwandeln⸗ 
den bezw. zu kündigenden 3½ prozentigen 
Pfandbriefe herausgegeben werden ſollen, 
und der Hypothekenurkunde über die 3¼ prozentige 
Anleihe von dem Syndikus zu beglaubigen, dieſes auch 
von demſelben und dem Direktor auf der Hypotheken- 
urkunde zu vermerken. 

Nach Einlöſung der 3½ prozentigen Pfandbriefe 
ſind dieſelben den vorbezeichneten Beamten zur Ver⸗ 
nichtung und Abſchreibung auf der Hypothekenurkunde 
vorzulegen. 

§ 10. Die Form und Wirkung der Kündigung 
deftinmmt ſich nach den Allerhöchſten Kabinets-Ordres 
vom 11. Juli 1838 (Geſetz⸗Samml. S. 365 und 
368), jedoch bedarf es nicht einer beſonderen Bekannt⸗ 
machung der Kündigung an die Vorzeiger der Zins⸗ 
ſcheine zu den gekündigten Pfandbriefen. 

§ 11. Nach Beendigung des Umwandlungsgeſchäfts 
und Erſtattung der Koſten desſelben ſeitens der be⸗ 
theiligten Beſitzer (55 6 und 7) wird der für die 
umgewandelten 3½ prozentigen Pfandbriefe angeſam⸗ 
melte Sicherheitsfonds und e (88 28 und 

30 des Statuts, 8 1, 2 und 3 des „Negulativs vom 
6, Marz 1875), ſoweit ſie 1 nach 3 7 zur Erſtattung 
der Koſten der Umwandlung a find, auf den 
Sicherheitsfonds und bezw. Tilgungsfonds der 3 pro: 
zentigen Pfandbriefe überführt. 


Pfandbrief 1 Serie 
EH Nr 


— 


Mark 
(in Worten), Deutſcher Reichswährung, verzinslich mit 
drei Prozent jährlich, ausgefertigt ſowohl zur Sicher⸗ 
heit des Kapitals als der Zinſen und fundirt in Ge⸗ 
mäßheit des unterm 6. März 1875 Allerhöchſt be⸗ 
ſtätigten Regulativs auf die Fonds der Neuen Weſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft und auf eine Hypothek für einen 
gleichen Betrag, unkündbar von ſeiten des Inhabers, 
einlöslich von ſeiten der Landſchaft nach Inhalt des 
Statuts vom 3. Mai 1861 und des Regulativs vom 
. März 1875. 

Marienwerder, den 1. Januar 1. 
Direktion der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft. 

(Siegel.) (Fakſimile des Direktors.) 

Nach Einſicht des gigen denden Hypothekeninſtru⸗ 
ments beglaubigt. 

Marienwerder, den . . ten 
Der Syndikus der Neuen Wei ſtpreußiſchen Landſchaft. 
(Siegel.) (Unterſchrift.) 
Eingetragen im Regiſter der Neuen Pfandbriefe II. Serie. 
Banne Bat!, 
Dr Unterſchrift des Vuchhalters. 37 
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Nr. . .. Weihnachten (reſp. Johannis) 1. Mark 
Von dem Neuen Weſtpreußiſchen Pfandbriefe 
II. Serie . . Littr. .. Nr.. .. über.. . . Mark 


Kapital werden hierauf an halbjährlichen Zinſen gezahlt 
n Mark bei ſämmtlichen Weſtpreußiſchen Land⸗ 
1 a und 5 deren Agenturen vom 

15 


Direktion der ne Weſtpreußiſchen Landſchaft. 
(Stempel.) (Fakſimile des Direktors.) 
Dieſer Kupon wird ungültig, wenn deſſen Betrag nicht 
bis zum 31. Dezember 19 .. erhoben wird. 


3% Bun 
Talon. 
Zu dem Neuen Weſtpreußiſchen 1 II. Serie 
Litt. Nr. „ „ ". Mark 


ſoll dem Präſentanten dieſes Talons die neue Kupons⸗ 
Serie auf die Jahre von Weihnachten 19 bis 
Johannis 19 „bei der Direktion der Neuen Weſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft zu Marienwerder im Johannis⸗ 
Zinſen⸗Auszahlungstermine 19 .. ausgereicht werden. 
Falls aber der Pfandbriefs⸗ Inhaber dagegen vorher 
Widerſpruch erhebt, erfolgt an dieſen die Ausreichung 
der neuen Kupons⸗Serie. 

Das Porto für Einſendung des Talons und für 
die Ausreichung der Neuen Kupons⸗Serie trägt die 
Landſchaft, jedoch nur bei Werthsangaben bis zu 600 Mk. 
für ſämmtliche ſich in einer Hand befindenden Talons. 
Kuponsſendungen mit höherer Werthsangabe geſchehen 
nur auf Antrag und Koſten des Talons⸗Inhabers. 
Letzterer trägt in allen Fällen die mit der Ueberſendung 
der Kupons verbundene Gefahr. 

Direktion der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft. 

(Stempel.) (Fakſimile des „ 

3% 3% 


BB. Abänderungen des e Statuts der Neuen Weſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft vom 3. Mai 1861 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 206 ff.) und des Regulativs vom 
6. März 1875. 
1) Zuſatz 3 zum § 1 des Regulativs vom 
6. März 1875. 

Dem Engeren Ausſ chuß im Verein mit der Direktion 
der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft bleibt die Be⸗ 
ſchlußnahme überlaſſen, ob und bezw. von welchem Zeit⸗ 
punkte ab Neue Weſtpreußiſche Pfandbriefe II. Serie 
zu einem höheren oder niedrigeren Zinsfuße als zu drei 
Prozent auszugeben und dieſe Ausgaben ſowie die Aus⸗ 
gabe 3 prozentiger Pfandbriefe einzuſtellen ſind. 

2) In § 3 des Statuts zu e und in § 15 
des Statuts zu a wird geſetzt 
ſtatt: „4500 Mk.“ 

„3000 Mk.“. 

3) In 8 4 des Statuts fallen die Worte fort: 
„auch an Koſten für die Prüfung ſeines Geſuchs 
den Betrag von 6 Mk. einzuſenden“. 

4) In § 5 des Statuts zu ſetzen: 
ftatt: „die Hälfte“ 
„drei Fünftel“. 


—— 


5) Zuſatz 4 zum § 5 des Statuts: 

Auch ohne Taxe kann auf ein Grundſtück ein 
Pfandbriefsdarlehn bis zum 22 fachen des behufs der 
Regulirung der Grundſteuer ermittelten Reinertrages 
desſelben, von welchem die darauf haftenden öffent⸗ 
lichen und gemeinen Laſten mit Ausnahme der Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer in Abzug zu bringen ſind, bewilligt 
werden, wenn bei Grundſtücken bis 50 Mark jährlicher 
Grundſteuer 1 Landſchafts-Kommiſſar und bei größeren 
Grundſtücken 2 Landſchafts⸗Kommiſſare nach angeſtellter 
Unterſuchung an Ort und Stelle den guten Zuſtand 
der Wirthſchaft ſowie die Zulänglichkeit der vorhande⸗ 
nen Gebäude und des Inventars beſcheinigen, auch der 
Werth der Gebäude ¼ des Grundwerths EN 
6a. Der $ 8 des Statuts bezw. § 1 des 
Regulativs vom 6. März 18 75 erhält folgende 

Faſſung: 

Der Darlehnsnehmer muß die Verbindlichkeit 
übernehmen: 

1) für das Darlehn eine Jahreszahlung von 

a. drei Prozent für die dreiprozentigen und drei 
und ein halbes Prozent für die drei und 
einhalbprozentigen Pfandbriefe an Zinſen, 
ein halbes Prozent, welches in den erſten 
zwei Jahren zum Betriebsfonds, in den nächſten 
acht Jahren zum Sicherheitsfonds, und ſodann 
fortlaufend zur Tilgung genommen wird, 

e. vier Jahre lang ein Viertel Prozent Ver⸗ 

waltungskoſten zum Betriebsfonds 
zu entrichten, 
2) das Darlehnskapital u. 

Statuts, 

3) wie § 8d daſelbſt, 

4) wie $ 8e daſelbſt 
und ſo weiter wie § 8 des Statuts in der jetzigen 
Faſſung. 
6 b. Mit dem Zeitpunkte der Ausführung der 
nach den Beſtimmungen zu A beſchloſſenen 
allgemeinen Umwandlung treten an Stelle von 

Nr. 6a folgende Vorſchriften. 

Der $ 8 des Statuts bezw. § 1 des Regula tivs 
vom 6. März 1875 erhält folgende Faſſung: 

Der Darlehnsnehnter muß die Verbindlichkeit 
übernehmen: 

1) für das Darlehn eine Jahresleiſtung von: 

a. drei Prozent Zinſen für die dreiprozentigen 
Pfandbriefe, 

b. ein halbes Prozent, welches in den erſten vier 
Jahren zum Betriebsfonds, in den folgenden 
ſechs Jahren zum Sicherheitsfonds und dem⸗ 
nächſt fortlaufend zur Tilgung genommen wird, 

zu entrichten. 
2) das Darlehnskapital u. ſ. 

Statuts, 

3) wie § 8d daſelbſt, 

4) wie 8 8e daſelbſt, 
und jo weiter wie & 8 
Faſſung. 


b. 


ſ. w. wie § 8e des 


w. wie 8 8% des 


des Statuts in der jetzigen 
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1) Zuſatz 2 zu $ 8 des Statuts. 

Die von den bisherigen Pfandbriefsſchuldnern 
gegenüber den Vorſchriften der Ziffer 6 geleiſteteten 
Mehrzahlungen find ihnen zu gute zu rechnen und zu 
dieſem Behufe dem Sicherheitsfonds bezw. dem Til⸗ 
gungsfonds zuzuführen. 

8) Der § 18 des Statuts erhält folgende 
Faſſung: 

Für die geſammiten, durch die Abſchätzung feines 
Grundſtücks entſtehenden Koſten bezahlt der Darlehns⸗ 
ſucher im voraus an die Landſchaftskaſſe ein Pauſch⸗ 
quantum, welches beträgt: 

a. bei Beſitzungen mit einer jährlichen 
Grundſteuer bis zu 30 Mk.. 
b. bei Beſitzungen mit einer jährlichen 


40 Mk. 


Grundſteuer von mehr als 30 bis 50 Mk. 70 = 
c. bei Beſitzungen mit einer jährlichen 

Grundſteuer von N als 50 bis 

150 Mk. 100 


d. bei Beſitzungen mit einer jährlichen 

Grundſteuer von mehr als 150 Mk. 130 - 

Der Engere Ausſchuß hat das Recht, dieſe Sätze 
zu ändern. 

Betragen die Koſten einer Abſchätzung weniger 
als das Pauſchquantum, ſo hat der Beſitzer nur die 
wirklich entſtandenen Koſten zu zahlen. 

Macht der Darlehnsſucher binnen 1 Jahre nach 
Bewilligung des Pfandbriefkredits von dieſem keinen 
Gebrauch, fo kann die Erſtattung der für die Abſchätzung 
wirklich entſtandenen Koſten nach Ermeſſen der Direktion 
von ihm verlangt werden. 

Alle ſonſtigen Koſten, die durch die Aufnahme 
des Pfandbriefdarlehns entſtehen, zahlt der Darlehns— 
nehmer. 

9) Der 8§ 27 des Statuts erhält im Abſatz 1 
(die übrigen Abſätze bleiben in alter Faſſung) 
folgende Faſſung: 

Der Betriebsfonds wird gebildet aus: 

1) dem bisherigen Betriebsfonds, 

2) den Zinſen ſeiner Beſtände, 

3) den zu dieſem Fonds zu zahlenden Beiträgen, 

4) den von den austretenden Mitgliedern an den 

Sicherheitsfonds gezahlten Beiträgen, 

5) den innerhalb der vierjährigen Verjährungsfriſt 

nicht erhobenen Pfandbriefszinſen, 

6) den Verzugszinſen, 

7) allen außerordentlichen Einnahmen des In⸗ 

ſtituts. 

10) Der § 28 des Statuts bezw. § 2 des 
Regulativs vom 6. „März 1875 erhält folgende 
Fa ſſung: 

Der Sicherheitsfonds, welcher den Beſtimmungen 
des § 29 des Statuts unterliegt, bildet ſich aus den 
nach § 8 des Statuts zu demſelben zu zahlenden 
Beiträgen. 
11) Ders 35 des Statuts erhält folgende 

Faſſung: 
Der aus den zur Beſtreitung der Verwaltungs⸗ 


koſten gezahlten Beiträgen gebildete Berwaltungsſonvs 
unterliegt der unbeſchrankten Verfügung der Direktion. 

12) Zuſatz 2 zu § 31 des Statuts: 

Sobald der Beſitzer eines bepfandbrieften Grund⸗ 
ſtücks ſtirbt, können die Erben verlangen, daß ihnen 
der vorhandene Tilgungsfondsantheil herausgezahlt oder 
im Grundbuche gelöſcht wird, wenn ſie für das auf 
dem Grundſtück ſtehen bleibende Darlehn ſtatuten⸗ 
mäßige Sicherheit nachzuweiſen im ſtande ſind. 

13) Im S 5 des Regulativs vom 6. März 1875 
iſt im letzten Abſatz hinter die Worte: 

„im Falle der nothwendigen Subhaſtation eines 

bepfandbrieften Grundſtücks“ 
zu ſetzen: 
„oder auf Antrag des Pfandbriefdarlehnsſchuld⸗ 
ners“. 
Abſchätzungsgrundſätze der Nenen Weſt⸗ 
prenßiſchen Landſchaft. 
1) Im § 1 wird hinter Nr. 3 unter neuer 
Nummer eingeſchaltet: 

Auszug aus der Gebäudeſteuerrolle. 

2) Der 5 2 erhält folgende Faſſung im Abſatz 1 
(Abſatz 2 bleibt): 
Die Taxe wird aufgenommen: 

1 bei Grundſtücken mit einer jährlichen Grund: 
ſteuer bis 30 Mk. von 1 Kommiſſar und 1 Sachver⸗ 
ſtändigen, 

2) bei Grundſtücken mit einer jährlichen Grund: 
ſteuer von mehr als 30 bis 50 Mk. von 2 Kommiſſaren 
und 1 Sachverſtändigen, 

3) bei Grundſtücken mit einer e Grund⸗ 
ſteuer von mehr als 50 bis 150 Mk. von 2 Kommiſſaren, 
1 Sachverſtändigen und 1 Richter, 

4) bei Grundſtücken mit einer jährlichen Grund⸗ 
ſteuer von mehr als 150 Mk. von 2 Kommiſſaren, 
2 Sachverſtändigen und 1 Richter. 

3) Der $ 8 erhält folgenden dritten Abſatz: 

Für die Taxen, bei denen der Syndikus oder 
ein Richter nicht zugezogen wird, iſt die Zeugenver— 
nehmung nicht erforderlich. 

4) Der 5 20 erhält folgenden Zuſatz: 

Die Renten werden nur ſo weit kapitaliſirt in 
Abzug gebracht, als ſie noch nicht getilgt ſind. 

Verordnungen und Bekanntmachungen 

der Provinzial⸗Behörden ꝛc. 
2) Nach Abſchluß der von Mir im Bereiche des 
XVII. Armee-Korps vorgenommenen Beſichtigungen 
drängt es Mich, Euer Excellenz Meinen warmempfunde⸗ 
nen Dank zu ſagen für die herzliche und glänzende 
Aufnahme, die Mir in der Provinz Weſtpreußen bereitet 
worden iſt. 

Euer Excellenz bitte Ich, dieſen Meinen Dank 
zur Kenntniß aller der Behörden, Korporationen, Ver⸗ 
eine, Schulen und Privaten bringen zu wollen, die ſich 
an den patriotiſchen Veranſtaltungen betheiligt haben. 
Sie haben Meinem Herzen beſonders wohlgethan. 

Danzig, den 31. Auguſt 1896. 

Albrecht, Prinz von Preußen. 
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u Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Oberinſpektors und Gutsvorſtehers⸗Stellvertreters Bahr 
zu Sumowo zum zweiten Stellvertreter des Standes⸗ 
beamten für den Standesamtsbezirk Sumowo, Kreiſes 
Strasburg Wpr., an Stelle des verſtorbenen Guts 
beſitzers von Jeſierski in Sumowo zur öffentlichen 
Kenntniß. 
Danzig, den 27. Auguſt 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
gräflichen Oberfoͤrſters und Gutsvorſtehers Märtens 
in Ober⸗Sartowitz (Förſterei Andreashof) zum Standes: 
beamten für den Standesamtsbezirk Sartowitz, Kreiſes 
Schwetz, an Stelle des verſtorbenen Lehrers Reimann 
zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 31. Auguſt 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Gemeindevorſtehers, Grundbeſitzer Auguſt Fiſcher in 
Niederzehren zum Standesbeamten für den Standes: 
amtsbezirk Hochzehren, Kreiſes Marienwerder, an Stelle 
des früheren Gemeindevorſtehers, Grundbeſitzer Prange 
in Niederzehren zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 2. September 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
6) An Stelle des nach Arnsberg verſetzten Gewerbe: 
Inſpektions⸗Aſſiſtenten Eichmann iſt der Bergwerks— 
Direktor a. D. Herr Friedrich Würfler aus Halle 
a. S. vom 1. September d. J. ab mit Wahrnehmung 
der Geſchäfte eines Affiſtenten bei der Königlichen 
Gewerbe⸗Inſpektion zu Marienwerder unter Anweiſung 
ſeines Wohnſitzes daſelbſt beauftragt worden. 
Marienwerder, den 31. Auguſt 1896. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
7) Der für den Händler Kadi Bärwald in Stro- 
janke zum Handel mit Baumwollenwaaren und rohen 
Produkten mit dem Steuerſatze von 18 Mark aus 
gefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 504 des Jahres 
1896 iſt verloren gegangen und wird hiermit für 
ungültig erklärt. 
Marienwerder, den 14. Auguſt 1896. 
Königliche Regierung. 
Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten. 
8) Der für den Händler Rudolf Naphtali in 
Graudenz zum Handel mit leinen, baumwollenen und 
wollenen Waaren mit dem Steuerſatze von 36 Mark 
ausgefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 429 des Jahres 
1896 iſt verloren gegangen und wird hiermit für 
ungültig erklärt. 
Marienwerder, den 20. Auguſt 1896. 
Königliche Regierung, 
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ſpännigen Fuhtwerks zum Steuerſatze von 6 Mk. aus 
gefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 524 iſt verloren 
gegangen und wird für ungültig erklärt. 
Marienwerder, den 24. Auguſt 1896. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten. 
10) Der für das Jahr 1896 für Erneſtine Linden⸗ 
ſtrauß aus Konitz zum Handel mit Viktualien, Butter, 
Eiern, Federvieh u. ſ. w. unter Benutzung eines ein: 
ſpännigen Fuhrwerks zum Steuerſatze von 18 Mark aus- 
gefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 220 iſt verloren 
gegangen und wird für ungültig erklärt. 
Marienwerder, den 1. September 1896. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
11) Auf Grund des § 26 des Regulativs über Aus⸗ 
bildung, Prüfung und Anſtellung für die unteren Stellen 
des Forſtdienſtes in Verbindung mit dem Militärdienſt 
im Jägerkorps vom 1. Oktober 1893 werden bei den 
Königlichen Regierungen zu Potsdam, Frankfurt a. O., 
Stettin, Köslin, Stralſund, Poſen, Liegnitz, Oppeln, 
Magdeburg, Merſeburg, Erfurt, Hannover, Trier, Aachen, 
ſowie im Bereiche der Hofkammer der Königlichen 
Familiengüter neue Notirungen der forſtverſorgungs⸗ 
berechtigten Jäger der Klaſſe A bis auf Weiteres der⸗ 
geſtalt ausgeſchloſſen, daß bei den genannten Behörden 
nur Meldungen ſolcher Jäger angenommen werden 
dürfen, welche zur Zeit der Ausſtellung des Forſtver— 
ſorgungsſcheines mindeſtens 2 Jahre im Staatsforſt⸗ 
dienſte des betreffenden Bezirkes beſchäftigt ſind. 
Berlin, den 13. Auguſt 1896. 
Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
Int Auftrage: Wächter. 
An ſämmtliche Königlichen Regierungen (aus— 
ſchließlich Aurich und Sigmaringen.) 


Marienwerder, den 2. September 1896. 
Königliche Regierung. 


Bekanntmachung. 
Die Kreisthierarztſtelle des Kreiſes Dirſchau iſt 
durch Verſetzung des bisherigen Inhabers frei geworden. 
Bisher waren mit dieſer Stelle ein Gehalt von 
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600 Mark, eine aus der Staatskaſſe zu zahlende Stellen: 


zulage von 300 Mark und eine Zulage aus Krels— 
mitteln in Höhe von 600 Mark verbunden. 

Geeignete Bewerber um dieſe Stelle erſuche ich, 
ſich unter Einreichung ihrer Befähigungszeugniſſe, ſowie 
eines kurzen Lebenslaufes bis ſpäteſtens den 1. Oktober er. 
bei mir zu melden. 

Danzig, den 30. Auguſt 1896. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


13) Vom 10. September 1896 ab wird in dem zum 
Landbeſtellbezirk der Poſtagentur in Reinwaſſer ge⸗ 


Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten. hörigen Orte Gr. Peterkau im Kreiſe Schlochau eine 
9 Der für das Jahr 1896 für den Händler Abraham Poſthülfſtelle in Wirkſamkeit treten. 


Klein J aus Krojanke zum Handel mit Baumwollwaaren, 
Jiſchen, Lumpen, Knochen ꝛc. unter Benutzung eines ein⸗ 


Cöslin, den 31. Auguſt 1896. 
Der Kaiſerliche Ober-Poſtdirector. 


_. 


14) Belauntmachung. 


Am 1. Oktober d. J. wird die an der Bahn⸗ 
ſtrecke Danzig⸗Dirſchau zwiſchen Hohenſtein und Prauſt 
belegene Halteſtelle Kleſchkau, welche bisher nur dem 
Perſonen⸗, Gepäck⸗ und Stückgutverkehr diente, auch 
für den Wagenladungsgüterverkehr eröffnet. 

Die Annahme und Auslieferung von Spreng⸗ 
ſtoffen, ſchwerwiegenden Fahrzeugen und lebenden 
Thieren (einzelne Stücke in Käfigen ausgenommen) iſt 
in Kleſchkau auch ſernerhin ausgeſchloſſen. 


Der Frachtberechnung werden im Verkehr mit 
den Statiouen der Preußiſchen und Oldenburgiſchen 
Staatseiſenbahnen die in den veröffentlichten Tarifen 
enthaltenen Entfernungen zu Grunde gelegt. 

Danzig, den 3. September 1896. 

Königliche Eiſenbahn-Direction, 
zugleich Namens der betheiligten Verwaltungen. 
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15 Bekanntmachung. 

Für die in der nachſtehenden Zuſammenſtellung 
näher bezeichneten Ausſtellungsgegenſtände wird eine 
Frachtbegünſtigung in der Weiſe gewährt, daß nur für 
die Hinbeförderung die volle tarifmäßige Fracht be⸗ 
rechnet wird, die Rückbeförderung an die Verſandſtation 
und den Ausſteller aber innerhalb der angegebenen 
Zeit frachtfrei erfolgt, wenn durch Vorlage des ur— 
ſprünglichen Frachtbriefes oder des Duplikatbeförderungs⸗ 
ſcheines für den Hinweg, ſowie durch eine Beſcheinigung 
der dazu ermächtigten Stelle nachgewieſen wird, daß 
die Gegenſtände ausgeſtellt geweſen und unverkauft 
geblieben ſind. 

In den urſprünglichen Frachtbriefen bezw. Dupli⸗ 
kat⸗Beſörderungsſcheinen für die Hinſendung iſt aus⸗ 
drücklich zu vermerken, daß die mit denſelben auf⸗ 
gegebenen Sendungen durchweg aus Ausſtellungsgut 
beſtehen. 


* 5 ir Ausfer⸗“ 
Die Frachtbegünſtigung ene 15 Die Rückbe⸗ 


wird gewährt 


Art der Ausſtellung. Ort. Zeit. Beſcheini⸗ | förderung 
auf den gung ſind muß erfolgen 
| 2 | für Strecken der ermächtigt: 
f | 

1. Landwirthſchaftliche Aus] Jülich vom 26. bis Thiere und Preuß. Staats Aus: (4 Wochen nach 

ſtellung 29. Septbr.] Gegenſtände bahnen und der ftelungs: | Schluß der 

e Heſſiſchen [Kommiſſion.] Ausſtellung 
Ludwigsbahn 

2. Thierſchau verbunden nrit| Lenzen ſam 10. Sep⸗ desgl. Preuß. Staats-] desgl. desgl. 

Ausſtellung landwirth⸗ tember d. J. bahnen 

ſchaftlicher Maſchinen und 

Geräthe 
3. Geflügel-Ausſtellung Nowaweß ſvom 7. bis desgl. desgl. desgl. desgl. 

9. November 
DES 
4. desgl. Caſſel vom 3. bis desgl. desgl. desgl. desgl. 
5. Oktober 
„ 
Danzig, den 30. Auguſt 1896. Königliche Eiſenbahn-Direktion. 

16) Bekanntmachung. verwaltung vom 30. Juli 1883, verordnet die Polizei⸗ 


Für das Winter-Semeſter 1896/97 findet an 
der hieſigen Univerſität die Immatrikulation der 
Studirenden, der Pharmazeuten, der Landwirthe und 
der Studirenden der Zahnarzneikunde 

vom 8. bis inel. 16. Oktober d. J., 

Nachmittags von 4 bis 5 Uhr 
im Univerſitätsgebäude ſtatt. Nachträgliche Imma⸗ 
trikulationen dürfen ohne höhere Genehmigung nur bis 
zum 5. November er. incl. erfolgen. 

Das Nähere darüber enthält ein Anſchlag am 
ſchwarzen Brett der Univerſität. 

Königsberg i. Pr., den 1. September 1896. 
Rektor und Senat der Königlichen Albertus⸗Univerſität. 
17 Polizei⸗Verordnung. 

Auf Grund der 88 5 ff. des Geſetzes über 
die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850, ſowie 
des § 143 bes Geſetzes über die allgemeine Landes 


Verwaltung unter Zuſtimmung des Magiſtrats für die 
Stadt Jaſtrow, was folgt: 
§ 1. Das Benutzen derjenigen Werkſtätten und 
Lagerräume, in denen Nahrungs- und Genußmittel zu⸗ 
bereitet oder aufbewahrt werden, als Schlafſtätten, 
wenn auch nur vorübergehend, wird hiermit unterſagt. 
§ 2. Wer dieſer Anordnung zuwiderhandelt, wird 
mit Geldſtrafe bis zu neun Mark, im Unvermögens⸗ 
falle mit Haft beſtraft. 
§ 3. Dieſe Polizei⸗Verordnung tritt mit dem 
Tage der Publikation in Kraft. 
Jaſtrow, den 31. Juli 1896. 
Die Polizei⸗Verwaltung. 
Hempel. 
Polizei⸗Verordnung 
Auf Grund der 88 5 und 6 des Geſetzes über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (G. S. 
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S. 265) in Verbindung mit § 143 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(G.⸗S. S. 195) wird mit Zuſtimmung des Magiſtrats 
zur Durchführung der Beſtimmungen der Ordnung, 
betreffend die Erhebung einer Hundeſteuer im Bezirke 
der Stadt Konitz vom 6. März 1896, die nachſtehende 
Polizei⸗Verordnung für den Gemeinde-Bezirk Konitz 
erlaſſen. 

§ 1. Wer im Gemeindebezirk Konitz einen Hund 
hält, ohne ihn binnen 14 Tagen nach der Anſchaffung 
bezw. dem Zuzuge beim Magiſtrat anzumelden oder 
wer die rechtzeitige Anmeldung eines im Laufe des 
Jahres ſteuerpflichtig werdenden Hundes unterläßt, ver: 
fällt in eine Geldſtrafe von 1 bis 9 Mark und im 
Falle des Unvermögens in eutſprechende Haftſtrafe. 

8 2. Wer im Gemeindebezirk Konitz 

1) einen Hund, ohne daß dieſer die für ihn be: 
ſtimimte Steuermarke ſichtbar trägt, öffentlich 
umher laufen läßt, 

2) einen von der Hundeſteuer befreiten Hund außer 
der Verwendung zu dem Zwecke, deſſentwegen 
die Steuerbefreiung eingetreten iſt, frei umher⸗ 
laufen läßt, verfällt in eine Geldſtrafe von 1 bis 
3 Mark. 

Im Falle des Unvermögens tritt an die Stelle 

der Geldſtrafe entſprechende Haftſtrafe. 

§ 3. Diejenigen Hunde, welche auf der Straße 
oder an anderen öffentlichen Orten ohne Steuermarke 
oder mit einer ungültigen Steuermarke betroffen wer⸗ 
den, werden von den dazu amtlich beauftragten er: 
ſonen aufgegriffen und an die Polizei⸗Verwaltung ab: 
geliefert. Meldet ſich der Beſitzer des aufgegriffenen 
Hundes innerhalb 3 Tagen bei der Polizei-Verwaltung, 
ſo erhält er gegen Vorzeigung der Steuerquittung für 
das laufende Steuerhalbjahr reſp. des Freiſcheines und 
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gegen Erlegung der von der Polizei-Verwaltung auf: 
gewendeten Aufbewahrungs- und Futterkoſten ſeinen 
Hund zurück. Wird ein aufgegriffener Hund innerhalb 
der angegebenen Friſt nicht eingelöſt, fo wird die Polizei— 
Verwaltung nach Maßgabe der beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen über denſelben verfügen. 

§ 4. Vorſtehende Poltzei⸗Verordnung tritt am 
Tage ihrer Publikation im Kreisblatt in Kraft. 

Die Polizeiverordnung vom 20. April 1894 zu 
dem Statut vom 14. Juli und 26. September 1893 
wird aufgehoben. 
Konitz, den 4. Juli 1896. 

Die Polizei⸗Verwaltung. 
Bekanntmachung. 

Der Beſitzer Auguſt Dopslaff zu Renczkau hat 
die Abſicht, auf dem Grundſtück Nr. 34 in der Feld⸗ 
mark Kl. Böſendorf, Kreis Thorn gelegen, den Weg, 
welcher vom Gaſtwirth Schmidt aus das Dopslaff'ſche 
Grundſtück durchſchneidet, an die Grenze des Schmidt- 
ſchen Grundſtückes nach der Chauſſee zu zu ver⸗ 
egen. 
0 Ich bringe dies mit der Aufforderung zur öffent 
lichen Kenntniß, etwaige Einſprüche binnen 4 Wochen! 
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zur Vermeidung des Ausſchluſſes bei mir geltend zu 
machen. 
Renczkau, den 6. September 1896. 
Der Anitsvorſteher. 
Langſch. 
20) Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiet. 
Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 

Hubert Nießen, Kleinhändler, geboren am 1. No⸗ 
vember 1840 zu Montzen, Provinz Lüttich, Belgien, 
belgiſcher Staatsangehöriger, wegen gewohnheits— 
mäßiger und im Rückfalle begangener Hehlerei 
(1 Jahr Zuchthaus, laut Erkenntniß vom 5. Juli 
1895), vom Königlich preußiſchen Regierungs—⸗ 
präſidenten zu Aachen, vom 18. Juli d. J. 

Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 

Franz Stein, Eiſengießer, geboren am 7. Mai 
1874 zu Aquileja, Bezirk Gradisca in Oeſterreich, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, 
vom Kaiſerlichen Bezirkspräſidenten zu Straßburg 
i. E., vom 29. Juli d. J. 

Marie Vogel, Arbeiterin, geboren am 7. Oktober 
1862 zu Herautz, Böhmen, ortsangehörig ebenda⸗ 
ſelbſt, wegen Landſtreichens, vom Königl. preußiſchen 
Regierungs-Präſidenten zu Breslau, vom 29. Juli 
d. Is 
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Johann Maria Bonnaflieur (Vonaſſieux) Fabrik⸗ 
arbeiter, geboren am 6. Juni 1869 zu Lyon, 
Frankreich, franzöſiſcher Staatsangehöriger, wegen 
Landſtreichens, vom Kaiſerlichen Bezirkspräſidenten 
zu Colmar, vom 29. Juli d. J. 

Bernhard Dienſt, Goldarbeiter, geboren am 

18. Auguſt 1871 zu Iſchl, Oberöſterreich, öſter— 

reichiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns, vom 

Königlich bayeriſchen Bezirksamt Traunſtein, vom 

N. uli d. . 

Karl Friedrich Eiſert, Fleiſchergeſelle, geboren am 

15. Juli 1854 zu Kallich, Bezirk Komotau, Böh⸗ 

men, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, 

von der Königlich ſachſiſchen Kreishauptmannſchaſt 

Zwickau, vom 9. Juli d. J. 

. Joſef Engelmann, Schuhmachergeſelle, geb. am 
9. Oktober 1864 zu Warnsdorf, Bezirk Rumburg, 
Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Dieb: 
ſtahls und Bettelns, von der Königl. ſächſiſchen 
Kreishauptmannſchaft Bautzen, vom 9. Jult d. J. 

Giovanni Ferioli, Bäder, 43 Jahre alt, geboren 
zu Gorla minore, Italien, italieniſcher Staats⸗ 
angehöriger, wegen Landſtreichens und Bettelns, 
vom Königlich preußiſchen Regierungspräſidenten 
zu Marienwerder, vom 4. Auguſt d. J. 

Georg Gamen, Zuckerbäcker, geboren am 15. Fe⸗ 
bruar 1865 zu Chignin, Frankreich, franzöſiſcher 
Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens und Bet⸗ 
telns, vom Kaiſerlichen Bezirkspraſidenten zu Metz, 
vom 11. Auguſt d. J. 

„Ignaz Glück, Schuhmacher, geboren am 2. Fe⸗ 
bruar 8/3 zu JZiſtersdorf, Niederöſterreich, orts— 
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angehörig ebendaſelbſt, wegen Obdachloſigkeit, vom 
Großherzoglich heſſiſchen Kreisamt Mainz, vom 
10. Auguſt d. J. 

Moritz Janowitz, Kaufmann, 29 Jahre alt, geb. 
und ortsangehörig zu Blowitz, Bezirk Pilſen, 
Böhmen, wegen Landſtreichens und Bettelns, vom 
Großherzoglich badiſchen Landeskommiſſär zu 
Mannheim, vom 8. Auguſt d. J. 


Verſonal⸗Chronik. 
Angeſtellt iſt: der Telegraphenanwärter Hecker 
in Thorn als Telegraphenaſſiſtent. 

Ernannt ſind: die Poſtaſſiſtenten Anders in 
Culm und Studzinski in Roſenberg (Wpr.) zu Ober: 
Poſtaſſiſtenten. 

Verſetzt iſt: 
Thorn nach Zoppot. 

Geſtorben iſt: 
in Oſche. 

Im Kreiſe Brieſen iſt der Gutsverwalter Tiede— 
mann zu Grüneberg nach abgelaufener Amtsdauer 
wieder zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Gajewo 
ernannt. 

Im Kreiſe Lobau iſt der Gutsbeſitzer Hauptmann 
Neumann zu Radomno zum Amtsvorſteher für den Amts— 
bezirk Radomno ernannt. 


10. 


der Ober⸗Poſtaſſiſtent Dill von 


der Poſtverwalter Zaporowitz 


Im Kreiſe Strasburg iſt der Königliche Forſt⸗, 


aſſeſſor Fink zu Kolonie Brinsk zum Amtsvorſteher 
für den Amtsbezirk Brinsk ernannt. 

Im Kreiſe Marienwerder iſt der Adminiſtrator 
Janzen zu Fronza zum Amtsvorſteher für den Amts⸗ 
bezirk Fronza ernannt. 

Im Kreiſe Löbau iſt der Königliche Domänen: 
pächter Brockmann zu Wawerwitz nach abgelaufener 
Anitsdauer wieder zum Amtsvorſteher für den Amts— 
bezirk Gr. Ballowken ernannt. 

Die Wahl des Fleiſchermeiſters Joſeph Czeszewski 
und des Ackerbürgers Guftav Reetz zu unbeſoldeten 
Rathmännern der Stadt Kamin iſt beſtätigt worden. 


Perſonal-Veränderungen im Departement des 
Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder 
pro Monat Auguſt 1896. r 
Ernannt: 1) Hilfsgefangenaufſeher Franz Carl Jagd 
in Danzig zum Gefangenaufſeher bei dem Gerichte: 
gefängniß daſelbſt, 

2) Hilfsgefangenauſſeher Hildebrandt in Roſen⸗ 
berg zum Gefangenaufſeher bei dem n 
gefängniß daſelbſt, 

3) Rechtskandidat Walter Kuhbier in Zeigland 
zum Referendar, N 

4) Gerichtsaſſeſſor Bahr in Thorn zum Amtsrichter 
in Carthaus, | 

5) Militär⸗Anwärter Schreck zum Gerichtsſchreiber⸗ 
gehilfen bei dem Amtsgericht in Neuenburg. 

Verſetzt: 1) Staatsanwalt Dr. Lierſch in Konitz an 
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die Staatsanwaltſchaft bei dem Landgericht in 

Neuwied, 

2) Staatsanwalt Reich in Graudenz an die Staats: 
anwaltſchaft bei dem Landgerichte in Frankfurt 
am Main, 

3) Amtsrichter Dr. Roſenberg in Tremeſſen als 
Landrichter an das Landgericht in Thorn, 

4) Landgerichtsrath Krantz in Bartenſtein an das 
Landgericht in Danzig, 

5) Gerichtsdiener und Gefangenaufſeher Ma da— 
nowicz in Brieſen als Gerichtsdiener an das 
Landgericht in Elbing, 

6) Gefangenaufſeher Mienſowski in Danzig als 
Gerichtsdiener und Gefangenaufſeher an das 
Amtsgericht in Brieſen. 

Entlaffen: 1) Referendar Blog in Mewe aus dem 
Juſtizdienſte behufs Uebertritt in den höheren 
Polizeiverwaltungsdienſt, 

2) Gefangenaufſeher Eglinski in Pr. Stargard. 

Verliehen: dem Rechtsanwalt und Notar Knöpfler 
in Marienwerder der Charakter als Juſtizrath. 

Geſtorben: der Amtsgerichtsrath Hutt in Schwetz. 

Penſionirt: 1) Amtsgerichtsrath v. Wreſe in Stras⸗ 

burg Wpr., 

2) Landgerichtsrath Taureck in Elbing, 

3) Gefangenaufſeher Kirſchner in Carthaus. 

22) Erledigte Schulſtellen. 

Die Lehrerſtelle an der evangeliſchen Schule zu 
Poln. Wisniewke, Kreis Flatow, wird zum 1. Oktober 
d. J. erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpekior 
Herrn Bennewitz zu Flatow ſofort zu melden. 
Anzeigen verſchiedenen Inhalts. 

Bekanntmachung. 

Am 21. September d. J., 11 Uhr Vormittags, 

findet der Verkauf von ca. 12 ausrangirten Dienſt⸗ 

pferden auf dem Artillerie⸗Stallhofe an der Turnhalle 
zu Pr. Stargardt ſtatt. 

Pr. Stargardt, den 1. September 1896. 

3. Abtheilung Feld⸗Artillerie Regiment Nr. 36. 

24) Bekauntmachung. 

Am Sonnabend, den 26. d. Mts., Nachmittags 
4 Uhr, findet im Schulhauſe zu Plywaczewo eine 
Generalverſammlung der Genoſſenſchaft zur Entwäſſe⸗ 
rung des Zgnilka Bruches ſtatt, zu deren Theilnahme 
ſaͤmmtliche Genoſſen hiermit aufgefordert werden. 

Gegenſtand der Tagesordnung: 

Wahl von vier Vorſtandsmitgliedern und zwei 
Stellvertretern. 

Rynsk, den 5. September 1896. 

Der Vorſteher der Genoſſenſchaft zur Entwäſſerung 

des Zgnilka⸗Bruches. 
Neumann. 
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(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 37.) 


Nedigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 


Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckerei. 


